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Recht

Die alte Regelung wird auch danach nur 
wieder in Kraft treten, sofern eine wei-
tere Verlängerung der Aussetzung nicht 
„notwendig und möglich“ ist. Eine ent-
sprechende Evaluation soll rechtzeitig 
vorher gemacht werden. Im Folgenden 
soll zunächst die derzeitige gesetzliche 
Regelung vorgestellt werden. Anschlie-
ßend gibt es einige Hinweise zu alternati-
ven Wegen zum Familiennachzug.

Aktueller Stand
Während der Aussetzung wird der Fami-
liennachzug zu Personen mit subsidiä-
rem Schutz grundsätzlich nicht gewährt. 
Bereits registrierte Anmeldungen auf der 
Warteliste werden bis zur Wiedereinfüh-
rung des Familiennachzugs „eingefroren“ 
und verbleiben ohne weiteres Zutun der 
Betroffenen auf dem derzeitigen Stand. In 
diesen Fällen sollte von Beratenden den-
noch darauf hingewirkt werden, dass z.B. 
Reisepässe rechtzeitig verlängert werden, 
um bei einem Wiedereinsetzen des Fami-
liennachzugs keine Probleme zu bekom-
men. 

Eine Übergangsregelung wie bei der letz-
ten Aussetzung gibt es nicht. Damals 
(2016-2018) war ein Familiennachzug 
noch möglich, wenn bis zum Stichtag eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt worden war. 
Jetzt ist es so, dass nur Personen, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits einen 
Termin zur Visierung/Visumabholung 
erhalten haben oder die Visumerteilung 
in einem (außer-)gerichtlichen Vergleich 
bereits erfolgte, noch ein Visum erhalten 
können. 

Gegebenenfalls sollten Beratende weiter-
hin auf die Erteilung bestehen oder auf 
anwaltliche Vertretung verweisen. Für 
Jugendliche, die innerhalb der kommen-
den beiden Jahre volljährig werden, erlö-

schen die Registrierungen auf der Warte-
liste, da § 36a AufenthG einen Nachzug 
in diesen Fällen nicht vorsieht. Hierge-
gen rechtliche Schritte einzuleiten, dürfte 
allerdings sehr wenig erfolgsversprechend 
sein.

Härtefälle
Ansonsten gibt es nur die Ausnahme bei 
sog. Härtefällen, für die ein Visum nach § 
22 Satz 1 AufenthG in Betracht kommt. 
Was konkret unter diese Regelung fällt, 
wird vom Gesetzgeber nicht weiter aus-
geführt. Nach den Verwaltungshinweisen 
zum AufenthG ist § 22 Satz 1 AufenthG 
besteht ausdrücklich keine Auffangrege-
lung, sodass nur „singuläre Einzelschick-
sale“ darunterfallen können, wobei eine 
Sondersituation zu anderen Personen in 
vergleichbarer Lage vorausgesetzt wird. 
Das bedeutet, dass voraussichtlich nur 
Fälle von lebensbedrohlichen Krankhei-
ten (nachgewiesen durch Atteste bzw. 
fachärztliche Gutachten) sowie besonders 
junge Menschen, die lange von ihrer Fami-
lie getrennt waren, von dieser Härtefallre-
gelung profitieren können.

Relevante Gesichtspunkte sind u.a.:

•	 Bestehen einer erheblichen und unaus-
weichlichen Gefahr für Leib und Leben 
Schutzsuchender

•	 Enger Bezug zu Deutschland (z.B. 
Familienangehörige)

•	 Kontakte in Deutschland zu Personen/
Organisationen, die ggf. bereit wären, 
Kosten für Aufenthalt/Transport zu 
übernehmen

Eine interne Weisung des Auswärtigen 
Amtes vom 22.07.2025 (veröffentlicht 

Zur Aussetzung des Familiennachzugs 
zu subsidiär Geschützten

Konsequenzen für Betroffene und 
Hinweise für Beratende

Christiane Guse und 
Joschka Peters-Wunnenberg

Die Aussetzung des Famili-
ennachzugs zu Menschen 
mit subsidiärem Schutz in 
Deutschland ist am 24. Juli 
2025 in Kraft getreten und 
wird mindestens bis zum 
Ablauf des 23. Juli 2027 
gelten. 
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u.a. von FragDenStaat1) benennt einige 
Kriterien, die aus Sicht des Auswärtigen 
Amtes relevant sind für die Bestimmung 
von Härtefällen im Sinne der Regelung.

Relevante Gesichtspunkte sind demnach:

•	 Trennungsdauer von 5 Jahren, wenn 
Kleinkinder bis zur Vollendung des 3. 
Lebensjahres betroffen sind.

•	 Trennungsdauer von 10 Jahren, wenn 
keine Kleinkinder betroffen sind.

•	 Schwere Krankheit der nachzugswilli-
gen Person, die nur im Bundesgebiet 
behandelt werden kann.

•	 Dringende Gefahr für Leib und Leben 
der nachzugswilligen Person.

•	 In Kürze bevorstehender Tod der 
nachzugswilligen oder der Referenz-
person.

Die Trennungsdauer beginnt mit der 
Asylantragstellung der Referenzperson. 
Die Lebensunterhaltssicherung für die 
gesamte Bedarfsgemeinschaft wird in der 
Regel vorausgesetzt.

Negatives Ermessen
Trotz Vorliegen der genannten Kriterien 
soll eine Ermessensausübung laut Auswär-
tigem Amt dann negativ ausfallen, wenn

•	 seit Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis mindestens 5 Jahre vergangen sind 
und ggf. zumutbar eine Niederlassungs-
erlaubnis hätte erlangt werden können 
oder dies in naher Zukunft erwartbar 
sei [Anmerkung: dies hat faktisch eine 
massive Entwertung des Kriteriums 
der Trennungsdauer zur Folge].

•	 Eine Herstellung der familiären 
Lebensgemeinschaft in einem Dritt-
staat möglich ist.

•	 Wenn Nachzugswillige oder Refe-
renzperson zwischenzeitlich volljährig 
geworden ist 

oder 

•	 die Familientrennung „bewusst“ her-
beigeführt worden sei.

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass 
diese interne Weisung keine rechtliche 
Bindungswirkung erzeugen kann. Auch 
für eine gerichtliche Auslegung sind diese 
rein verwaltungsinternen Weisungen nicht 
relevant.

1	  https://www.frsh.de/artikel/aa-haertefaelle-
beim-familiennachzuf-subsidiaer-geschuetzter 

Bei der letzten Aussetzung wurden ins-
gesamt lediglich 280 solcher Visa erteilt 
(zum Vergleich: am 19.02.2025 befanden 
sich 383.150 Personen auf der Warteliste 
zum Familiennachzug für subsidiär Schutz-
berechtigte). Es wird erwartet, dass auch 
bei dieser Aussetzung jährlich nur eine 
niedrige dreistellige Zahl von Visa erteilt 
werden.

Härtefälle können fortan ausschließ-
lich per Mail an info.fap.hardship@iom.
int gerichtet werden. Weitere Informa-
tionen zum Verfahren hat das Auswär-
tige Amt auf seiner Website2 veröffent-
licht. Wir regen an, diese Möglichkeit zu 
nutzen, sofern Sie einen Härtefall nach 
den o.g. Kriterien sehen. Zu bedenken 
ist die extrem restriktive Auslegung des 
genannten Paragrafen, was den Betroffe-
nen im Beratungsgespräch dringend trans-
parent gemacht werden sollte, um keine 
unerfüllbaren Erwartungen zu schüren. 
Positive Erfahrungen oder sonstige sach-
dienliche Hinweise für eine erfolgreiche 
Antragstellung liegen den Autor*innen 
bislang noch nicht vor. 

Alternative Wege 
zum Familiennachzug

Da nicht zu erwarten ist, dass eine nen-
nenswert große Anzahl an Menschen von 
der Härtefallregelung in § 22 AufenthG 
profitieren wird, sind alternative Wege 
zum Familiennachzug zu prüfen. Einer-
seits sollte in geeigneten Fällen die Mög-
lichkeiten einer Aufenthaltsverfestigung 
durch Niederlassungserlaubnis/Dauerauf-
enthalt (EU) sowie Einbürgerung in den 
Blick genommen werden. Andererseits ist 
auch zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
für einen weiteren (zusätzlichen!3) Aufent-
haltstitel gegeben sind, der ggf. auch einen 
Familiennachzug ermöglicht – z.B. ein 
Aufenthaltstitel als Fachkraft. In der Regel 
wird hier die Lebensunterhaltssicherung 
sowie das Zurverfügungstellen von ausrei-
chendem Wohnraum Voraussetzung für 
den Familiennachzug sein. Dies gilt es zu 
bedenken und ggf. den Betroffenen mit-
zuteilen. 

Ebenfalls denkbar ist es, die neue gesetz-
liche Regelung generell bzw. die extrem 
restriktive Übergangsregelung gerichtlich 
infrage zu stellen. 

2	  https://www.auswaertiges-amt.de/de/2727950-
2727950?openAccordionId=item-2727944-4-panel 
3	  https://www.landtag.ltsh.de/export/sites/ltsh/
beauftragte/fb/Dokumente/Mehrere-Aufenthaltsti-
tel-nebeneinander.pdf 

Uns ist vermutlich allen klar, dass nur ein 
Bruchteil derjenigen, die einen Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten 
begehren, unter den oben dargestellten 
Möglichkeiten eine Chance auf eine Fami-
lienzusammenführung haben werden. 
Insofern stellt sich auch die Frage, wie 
man mit Beratungsanfragen in diesem 
Kontext umgehen kann, wenn sich her-
ausstellt, dass die zuvor bestandene Aus-
sicht auf einen Familiennachzug plötz-
lich gänzlich wegbricht. Beratende sollten 
nicht zögern, sich hier mit Kolleg:innen 
auszutauschen und sie sollten Supervi-
sion in Anspruch zu nehmen, wenn Sie 
sich selbst von diesen Beratungen belas-
tet fühlen!

Christiane Guse und Joschka Peters-Wunnenberg 
sind Referent*innen im Bereich Migration & Flucht 
bei der Diakonie Schleswig-Holstein. 
www.diakonie-sh.de 

Integrations- 
vereinbarungen auf 
dem Prüfstand 

Sachverständigenrat 
für Migration

Die Bundesregierung will Integra-
tionsprozesse verbindlicher gestal-
ten und verpflichtende Integrati-
onsvereinbarungen einführen – 
so steht es im Koalitionsvertrag. 
Diese Vereinbarungen sollen künf-
tig die Rechte und Pflichten von 
Zugewanderten definieren. Unter 
welchen Bedingungen können 
Integrationsvereinbarungen Integ-
ration tatsächlich wirksam unter-
stützen und wie wird dieses Instru-
ment in europäischen Nachbarlän-
dern bereits eingesetzt?

Der wissenschaftliche Stab des 
SVR gibt in seiner Kurzinforma-
tion „Integrationsvereinbarungen 
auf dem Prüfstand – Rahmenbedin-
gungen und Ressourceneinsatz sind 
entscheidend“ einen Überblick:

https://www.svr-migration.de/wp-
content/uploads/2025/10/SVR-
Kurzinformation_Integrationsver-
einbarungen-auf-dem-Pruefstand.
pdf
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